
ADCA erteilten und von dieser angenommenen Kredit­
auftrag, d. h. auf die aus diesem Geschäfte für die 
Beteiligten entstandenen beiderseitigen Rechte und 
Pflichten ankommen kann. Da es sich weiter hier 
um die Geltendmachung der Ansprüche der ADCA 
durch die Klägerin handelt, so ist klar, daß in dieser 
Hinsicht der Zeitpunkt der Bankenschließung entschei­
dend sein muß, daß die Klägerin mithin gesetzlich 
befugt ist, die damals bestehenden Ansprüche der ADCA 
gegen die Verklagte geltend zu machen. In dieser Be­
ziehung aber ist die Verklagte — wie der Vorderrichter 
zutreffend erkannt hat — im Unrecht, wenn sie meint, 
das Entstehen eines Zahlungsanspruchs der ADCA 
gegenüber der Verklagten sei abhängig von dem Nach­
weise, daß die ADCA von der britischen Bank effektiv 
auf Zahlung aus dem ihrerseits übernommenen Kredit- 
auftrage in Anspruch genommen sei. Die ADCA hat 
mit der Übernahme der Haftung gegenüber der briti­
schen Akzeptbank den Kreditauftrag der Verklagten 
gegenüber erfüllt, ist also berechtigt, von der Verklagten 
die Anschaffung des Akzeptbetrages, d. h. dessen 
Zahlung an sich selbst zu verlangen. Sie kann von 
der Verklagten nicht gezwungen werden, zu warten, 
bis sie effektiv von der Auslandsbank in Anspruch ge­
nommen wird; denn das würde bedeuten, daß sie ge­
nötigt wäre, zunächst die britische Bank aus eigenen 
Mitteln zu befriedigen und dann zu sehen, wie sie der 
Verklagten gegenüber wieder zu ihrem Gelde kommt. 
Der Anspruch der ADCA beschränkt sich auch nicht 
etwa auf die Entlastung von ihrer Verpflichtung gegen­
über der britischen Bank; denn abgesehen davon, daß 
sich die ADCA durch die Geltendmachung dieses An­
spruchs nicht von ihrer unmittelbaren Haftung gegen­
über der britischen Bank befreien könnte, folgt eben 
schon aus dem der ADCA von der Verklagten erteilten 
und von ihr angenommenen Kreditauftrage der un­
m i t t e l b a r e  Anspruch der ADCA gegen die Verklagte 
auf alsbaldige Bereitstellung der zur Abwicklung des 
Geschäfts erforderlichen Mittel.

Es ist deshalb auch ohne Bedeutung, ob die ADCA 
die Verklagte zunächst auf Trattenkonto belastet hat. 
Daß es sich dabei nur um eine sogenannte Merkbuchung 
und daraus folgend um die Führung dieser Forderung 
„unter dem Striche“ der Bilanz handele, ist unzu­
treffend und wird von der Klägerin mit Recht zurück­
gewiesen. Die Belastung der Verklagten auf Tratten­
konto hinderte die ADCA ebensowenig daran, ihre 
Forderung auf Anschaffung der Akzeptvaluta gegen die 
Verklagte geltend zu machen, wie die britische Bank 
ja auch nicht behindert war, die gleiche Forderung 
an die ADCA zu stellen, obwohl sie diese zunächst 
auch nur auf Trattenkonto belastet hatte. Das Ergeb­
nis ist also, daß zur Zeit der Bankenschließung ein aus 
dem Kreditauftrage erwachsener unmittelbarer An­
spruch der ADCA gegen die Verklagte auf Anschaffung 
der Akzeptvaluta, d. h. auf Zahlung des Akzeptbetrages, 
durch die Verklagte bestand.

Es kann sich also nur fragen, ob dieser Anspruch 
durch den Umstand beeinflußt wurde, daß die Ver­
klagte auch ihrerseits durch die Hergabe eines auf den 
Akzeptbetrag lautenden Solawechsels eine Haftung 
gegenüber der britischen Bank übernommen hatte.

Auch diese Frage aber ist zu verneinen.
Zunächst besteht, wenn überhaupt, nur eine ganz 

entfernte Möglichkeit, daß die Verklagte noch aus 
diesem Wechsel in Anspruch genommen werden könnte. 
Ob der Wechsel überhaupt noch existiert, ist unbekannt. 
Jedenfalls aber ist er seit der Bankenschließung nicht 
erneuert (prolongiert) worden, so daß die wechselmäßi­
gen Ansprüche daraus nach Art. 70 Abs. 1 des Wechsel­
gesetzes vom 21. Juni 1933 verjährt sind.

Abgesehen davon aber stellt dieser Wechsel, der von 
der Verklagten nach Ziffer 7, 1 (a) (i) des Deutschen 
Kreditabkommens von 1939 (Londoner Abkommen) der 
ADCA hingegeben werden mußte, eine zusätzliche 
Sicherung für die Ansprüche der britischen Akzeptbank 
dar. Die Verklagte hätte also, falls sie von der ADCA 
auf Anschaffung des Akzeptbetrages in Anspruch ge­
nommen wäre, daraus keinen Einwand gegen die ADCA 
herleiten können, da dies die Geltendmachung einer 
Einrede aus dem Rechte eines Dritten bedeutet hätte. 
Sie kann diese Einrede also vollends nicht gegenüber 
der Klägerin erbeben, die nicht Rechtsnachfolgerin der 
ADCA ist.

/ Arbeitsrecht
§ 2 StAnwG.

-Die Einstellung, Entlassung oder Versetzung eines 
Staatsanwalts in der Deutschen Demokratischen Re­
publik erfolgt durch Verwaltungsakt. Für Streitigkeiten, 
die sich aus einer Versetzung, insbesondere über die 
Einstufung in eine andere Gehaltsstufe, ergeben, ist 
daher der Rechtsweg nicht zulässig.

OG, Urt. vom 6. November 1953 — 1 Za 136/53.
Der Kläger, ein Staatsanwalt, ist auf Grund der Verfügung 

des Verklagten vom 23. März 1953 mit Wirkung vom l. April 
1953 von seiner bisherigen Funktion abgelöst und als Staats­
anwalt eines Stadtbezirks in G. eingesetzt worden. Von die­
sem Zeitpunkt an erhielt er seine Bezüge nach der Gehalts­
gruppe IB, während er bis zur Versetzung ein Einzelgehalt 
nach der Vergütungsgruppe E 10 bezogen hatte.

Mit seiner Klage wendet sich der Kläger nicht gegen die 
Versetzung, wohl aber gegen die Herabsetzung seines Ge­
halts. Er vertritt die Auffassung, daß die Einstufung in eine 
niedrigere Gehaltsgruppe erst nach der Kündigung der bis­
herigen hätte erfolgen dürfen.

Er hat deshalb beantragt, den Verklagten kostenpflichtig ziu 
verurteilen, ihm das Gehalt nach der Vergütungsgruppe E 10 
für die Zeit vom 1. April bis zum 9. April 1953 zu zahlen.

Der Verklagte hat Klageabweisung wegen Unzulässigkeit 
des Rechtswegs beantragt und den Antrag damit begründet, 
daß ein Staatsanwalt in der Deutschen Demokratischen Re­
publik durch Verwaltungsakt eingestellt, entlassen und auch 
versetzt werde. Der Verwaltungsakt unterliege nicht der Nach­
prüfung durch die Gerichte, wie dies auch § 1 Abs. 2 ZifE. 2 
der KündigungsVO vom 7. Juni 1951 (GBl. S. 550) zum Ausdruck 
bringe.

Das Kreisarbeitsgericht hat durch Zwischenurteil vom 17. Juli 
1953 die Einrede der Unzulässigkeit des Rechtsweges als unbe­
gründet abgewiesen, nachdem es zur Entscheidung über diese 
Frage die abgesonderte Verhandlung gemäß § 275 ZPO von 
Amts wegen angeordnet hat. Zur Begründung hat das Kreisar­
beitsgericht ausgeführt, daß zwar die Versetzung des Klägers auf 
Grund der Verfügung des Generalstaatsanwalts einen Verwal­
tungsakt darstelle, der nicht durch die Gerichte nachgeprüft 
werden dürfe, daß dagegen der Streit über die fristlose Ab­
änderung seines Gehaltes aus einem Arbeitsrechtsverhältnis 
entstanden sei und daher die Entscheidung darüber in die Zu­
ständigkeit der Arbeitsgerichte falle.

Der Präsident des Obersten Gerichts der Deutschen Demo­
kratischen Republik hat die Kassation des Urteils wegen Ge­
setzesverletzung verlangt, da das Urteil die gesetzlichen Be­
stimmungen des § 2 des Gesetzes über die Staatsanwaltschaft 
vom 23. Mai 1952 (GBl. S. 408) und § 1 Abs. 2 Ziff. 2 der Kün­
digungsVO vom 7. Juni 1951 nicht beachtet und angewendet 
habe.

Aus den G r ü n d e n :
Der Antrag hatte Erfolg.
Das Kreisarbeitsgericht hat zutreffend von der Mög­

lichkeit der abgesonderten Verhandlung und Entschei­
dung durch Zwischenurteil gemäß §§ 275, 303 ZPO über 
die vom Verklagten geltend gemachte prozeßhindernde 
Einrede der Unzulässigkeit des Rechtswegs Gebrauch 
gemacht.

Es hat weiter richtig erkannt, daß die Anordnung 
des Generalstaatsanwalts, wonach der Kläger von seiner 
bisherigen Funktion abgelöst und in eine andere Dienst­
stelle versetzt wurde, eine Verwaltungsmaßnahme war. 
Das Arbeitsgericht hat aber übersehen, Wesen und In­
halt dieser Verwaltungsmaßnahme richtig zu bestim­
men. Sie findet ihre gesetzliche Grundlage im § 2 des 
Staatsanwaltschaftsgesetzes vom 23. Mai 1952. Demge­
mäß müssen sich auch ihr Inhalt und ihre Wirkung nach 
den besonderen Funktionen, die dieses Gesetz dem 
Generalstaatsanwält und der Staatsanwaltschaft zuge­
wiesen hat, bestimmen. Die besondere Stellung, die 
der Generalstaatsanwalt gegenüber allen übrigen 
Staatsorganen einnimmt, wird charakterisiert durch 
seine Befugnis, die höchste Aufsicht über die strikte 
Einhaltung der Gesetze und Verordnungen der Deut­
schen Demokratischen Republik auszuüben (§§ 1 Abs. 2 
und 10 a. a. O.).

Dieser Sonderstellung entspricht die Regelung des 
§ 2 über die Ernennung und Entlassung der dem Gene­
ralstaatsanwalt unterstellten Staatsanwälte. Diese Re­
gelung läßt es ihrem Wesen nach nicht zu, arbeitsver­
tragsrechtliche Bestimmungen auf das Verhältnis 
zwischen dem Generalstaatsanwalt und den von ihm 
ernannten Staatsanwälten anzuwenden, unbeschadet der 
Notwendigkeit, den sich aus der Ausübung der Funk­
tionen des ernannten Staatsanwalts ergebenden mate­
riellen gesetzlichen Erfordernissen, z. B. Einhaltung der 
Gehaltsgruppe, der Sozialversicherung und der Ge­
währung von Urlaub, zu entsprechen. Diesen sich aus 
dem Gesetz ergebenden Besonderheiten hat das Ar­
beitsgericht in seiner Entscheidung nicht Rechnung ge­
tragen und ist daher zu der fehlerhaften Auffassung
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